
Bundessozialgericht

— ? RAr 55/79 -

I m N a m e n d e s V o l k e 3

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

0.000.0000000000'...ooouoocooooooooocooooooooooooooooo-cono,

Kläger und Revisionskläger,
Prozeßbevollmächtigte:

.....‘...C...‘............OOOOICOOC.,

g e g e n

co.-0000.00..0000...0.0.00000_00000.00000000o....ooo_oooooool,

Beklagte und Revisionsbe»lagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche
Verhandlung am 17. Juli 1980

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Rheinland—Pfalz vom 19. März 1979 wird zurückge-
wiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Gewährung von Ein—

gliederungsbeihilfe nach 5 54 des Arbeitsförderungsgesetzes

(AFG).

Der als Schwerbehinderter anerkannte Kläger ist selbständiger

Steuerberater. Ab 4. März 4977 stellte er die 4928 geborene

Katharina M. als Büroangestellte in seinen Betrieb ein, wo—
bei eine Arbeitszeit von wöchentlich 50 Stunden vereinbart

wurde. Frau M. hatte mit krankheitsbedingter Uhterbrechung

von Anfang 4976 bis Mitte Januar 4977 Arbeitslosengeld (Alg)

bezogen, war aber bereits vor dem 4. März 4977 aushilfsweise

für wöchentlich 42 Stunden beim Kläger beschäftigt gewesen.
Wegen der Betreuung ihres schwerbehinderten Ehemannes kann

sie keine Vollbeschäftigung ausüben. Zahlreiche Vermittlungs—

vorschläge des Arbeitsamtes während ihrer Arbeitslosigkeit

sind ohne Erfolg geblieben.

Am 29. März 4977 beantragte der Kläger beim Arbeitsamt die

Gewährung von Eingliederungsbeihilfe für Katharina M. in

Höhe von 80 vH des ortsüblichen Arbeitsentgeltes von 4.000‚- DM

für insgesamt 24 Monate. Die Beklagte lehnte den Antrag als

verspätet ab (Bescheid vom 28. Juni 4977; Widerspruchsbescheid

Vom 42. Oktober 4977). Nach 5 4 der Anordnung des Verwaltungs—

rates der Bundesanstalt für Arbeit (BA) über die Förderung

der Arbeitsaufnahme vom 48. Dezember 4969 (ANBA 4970 S 90

— FdA—AO—) sei der Antrag vor Beginn des Arbeitsverhältnisses

zu stellen, dessen Förderung begehrt werde. Ein begründeter

Einzelfall iS von 5 4 Abs 2 FdA—AOliege nicht vor.

Durch Urteil vom 46. Juni 4978 hat das Sozialgericht (SG)

Koblenz die Klage abgewiesen. Die Berufung des Klägers hier—

gegen hat das Landessozialgericht (LSG) Rheinland—Pfalz durch
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Urteil vom 19. März 1979 zurückgewiesen und die Revision zu-
gelassen. Zur Begründung hat das LSG im wesentlichen ausge—
führt: Der geltend gemachte Anspruch richte sich nach % 54
AFG in der seit 1. Januar 1976 geltenden Fassung des Gesetzes

zur Verbesserung der Haushaltsstruktur im Geltungsbereich des

Arbeitsförderungs- und des Bundesversorgungsgesetzes (HStruktG-

AFG) vom 18. Dezember 1975 (BGBl I 5115). Die Gewährung von
Eingliederungsbeihilfe stehe danach im pflichtgemäßen Ermessen

der Beklagten. Die Versagung der Leistung könne von den Ge—
richten nur daraufhin geprüft werden, ob eine Ermessensüber—
schreitung oder ein Ermessensmißbrauch iS von 5 54 Abs 2

Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) vorliege. Das sei hier
jedoch nicht der Fall. Es sei insbesondere nicht ermessens—
fehlerhaft, daß sich die Beklagte auf die verspätete Antrag—

stellung des Klägers berufe. Die Eingliederungsbeihilfe nach

5 54 AFGsolle dazu beitragen, daß Arbeitsuchenden„ deren
Unterbringung unter den üblichen Bedingungen des Arbeits—

marktes erschwert ist, ein angemessener Arbeitsplatz ver—
mittelt werden könne. Die Leistungsgewährung setze deshalb

einen wesentlichen ursächlichen Zusamme■hang zur beruflichen
Eingliederung voraus. Sie könne deshalb nicht dann nachträg—

lich erfolgen, wenn der Arbeitgeber einen schwer zu vermitteln-

den Arbeitsuchenden nicht zum Zwecke der beruflichen Eingliede—

rung oder im Hinblick auf die erwartete Beihilfe, sondern aus—

schließlich aufgrund von Erwägungen eingestellt habe, die

außerhalb des Förderungszweckes liegen. Die Eingliederungs-

beihilfe solle Arbeitgebern einen finanziellen Anreiz bietehj.„

Arbeitsuchende einzustellen, deren Uhterbringung unter den *

üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes erschwert

ist. Eine Subventionierung bestehender Arbeitsverhältnisse

solcher Personen sei damit aber weder beabsichtigt noch sei

sie zulässig. Die Beklagte fordere deshalb zu Recht, daß die

Gewährung von
Eingliederungsbeihilfen

vor der Einstellung zu

beantragen sei, wie sie es in 5 4 Abs 1 FdA—AO geregelt habe.
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Es bedürfe keiner Entscheidung, ob die Eingliederungsbeihilfe

auch dann hätte versagt werden können, wenn der Kläger Sie

rechtzeitig beantragt hätte. Die Berufung auf die verspätete

Antragstellung sei jedenfalls dann nicht ermessensfehlerhaft,

wenn der Arbeitgeber die Einstellung in Unkenntnis einer

etwaigen Förderungsmöglichkeit bereits vorgenommen und dabei

eine sonst schwer zu vermittelnde Arbeitskraft eingestellt

habe, weil sie bereits vorher aushilfsweise bei ihm tätig war.

Nach seinem eigenen Vorbringen sei der Kläger Anfang März 1977

aus persönlichen und betrieblichen Gründen wegen seines Ge—

sundheitszustandes und des Umfangs der in seiner Praxis zu
erledigenden Arbeiten gezwungen gewesen, eine zusätzliche

Hilfskraft einzustellen. Die Aushilfstätigkeit von Frau M.

im bisherigen Umfang habe nicht mehr zur Aufrechterhaltung

des Betriebes genügt. Es habe daher nahe gelegen, diese ein— ‘

gearbeitete Kraft zu behalten und nur den zeitlichen Umfang

ihrer Tätigkeit auszuweiten. Das habe der Kläger nach seinen

eigenen Angabe getan, ohne von einer Förderungsmöglichkeit

bei Einstellung von Frau M. etwas zu wissen. Als er die Ein—

gliederungsbeihilfe etwa einen Monat später beantragt habe,

konnte diese ihren Zweck, die berufliche Eingliederung von

Frau M. zu fördern, nicht mehr erfüllen. Frau M. sei bereits
eingestellt gewesen; ihr habe auch keine alsbaldige Entlas—

sung gedroht. Die Gewährung der Beihilfe hätte zu diesem Zeit—

punkt nur noch zu einer unzulässigen Subventionierung des be—

stehenden Arbeitsverhältnisses führen können. Daran ändere
auch die Regelung in 5 4 Abs 2 FdA—AO nichts, wonach ver—

spätete Anträge in begründeten Einzelfällen zu berücksichtigen

seien° Es könne dahingestellt bleiben, ob diese Vbrschrift
Anwendung finde, wenn der Antragsteller die Verspätung nicht

verschuldet habe° Darauf komme es im vorliegenden Fall näm—

lich deshalb nicht an‚weilfeststehe, daß der Kläger Frau M„

ausschließlich in seinem Interesse einstellen wollte und ein;

gestellt hat, ohne ihre Beschäftigung von der Gewährung einer

Eingliederungsbeihilfe abhängig zu machen.
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Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Verletzung

von 5 54 Abs 4 und 2 AFG und von 5 4 FdA—AO.Er trägt im
wesentlichen vor: Das LSG hätte bei richtiger Anwendung des
5 54 AFG ivm @4 FdA-AO dem Klageantrag stattgeben müssen.
Es habe übersehen, daß der Kläger durch den iS von 5 4 Abs 2
FdA—AOfristgerecht gestellten Antrag die Vbraussetzungen für

die Gewährung der begehrten Leistung erfüllt habe. Nach dieser

V0rschrift sei die Antragsfrist in begründeten Einzelfällen

zu verlängern, um unbillige Härten zu vermeiden. Daraus sei

zu schließen, daß bei Einhaltung der Frist des 5 4 Abs 2

FdA-AO eine unbillige Härte noch nicht vorliegen müsse, son-
dern daß der Kläger lediglich darlegen und beweisen müsse,

warum es ihm nicht möglich gewesen sei, vor der Einstellung

der betreffenden Person einen entsprechenden Antrag gemäß
5 4 Abs 4 FdA-AO zu stellen. wegen der besonderen Umstände

in der Person des Klägers sei ein Fall des 5 4 Abs 2 FdA—AO
gegeben gewesen. Der Kläger habe aufgrund seines Gesundheits—

zustandes und seiner hieraus resultierenden außergewöhnlichen

Belastungen die Frist versäumt. Allein die Tatsache, daß der
Kläger

aufgrund seiner Krankheit, die so erheblich gewesen
sei,%daß ihm eine 400 %ige Schwerbehinderung attestiert wurde,

nicht in der Lage war, den Antrag rechtzeitig zu stellen,

rechtfertige bereits den begründeten Einzelfall iS von 5 4

Abs 2 FdA-AO. Darüber hinaus sei darauf zu verweisen, daß der

Kläger im Jahre 4976 einen Herzinfarkt erlitten habe, so daß

er hieraus resultierend Anfang 4977 noch so geschwächt gewesen
sei, daß er seiner Arbeit nur in beschränktem Umfange habe

nachgehen können. Im übrigen sei zu beachten, daß die Beklagte

regelmäßig bei schwer vermittelbaren Arbeitnehmern die Arbeit-

geber darüber aufkläre, daß entsprechende Anträge gesiellt

würden. Dies sei im vorliegenden Fall schon deshalb nicht er—

folgt, weil der Kläger die Dienste der Beklagten nicht in An-

spruch genommen habe. Für die Frage der Anwendung des 5 4

Abs 2 FdA—AO komme es nicht auf die Auffassung des LSG, die

im übrigen irrig sei, an, ob der Kläger Frau M. ausschließlich

in seinem eigenen Interesse habe einstellen wollen.
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Der Kläger beantragt,

‘ das angefochtene Urteil, das Urteil des Sozialgerichts

Koblenz vom 16. Juni 1978 sowie die angefochtenen Be-
scheide aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,

unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts er—

neut über die streitige Eingliederungsbeihilfe zu
entscheiden.

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Zur Begründung bezieht sie sich zunächst auf die ihrer Meinung

nach zutreffende Entscheidung des LSG. Ergänzend führt sie

aus: Die auf die Fristverlängerung nach 5 4 Abs 2 FdA—AOge—
richteten Einwendungenwies Klägers gegen die Versagung der

Eingliederungsbeihilfe seien schon deshalb unbeachtlich, da

selbst ein vor der Arbeitsaufnahme gestellter Antrag des Klä—

gers nicht zum Erfolg geführt hätte. Die Eingliederungsbeihilfe

nach 5 54 AFG sei ein motivationsschaffendes Vermittlungs—

instrument zur Erreichung der Arbeitsaufnahme bzw der Ein—

stellung von Arbeitsuchenden iS des 5 54 AFG. Die Eingliede—

rungsbeihilfe habe weder den Sinn, eine anfängliche leistungs—

minderung des vom Arbeitgeber eingestellten schwer vermittel—

baren Arbeitsuchenden auszugleichen, noch solle sie anfäng-

liche Aufwendungen des Arbeitgebers zur schrittweisen Ein—

gliederung des Arbeitnehmers erleichtern. Vielmehr solle sie

lediglich die Eänstellungsbereitschaft des Arbeitgebers

fördern. Infolgedessen könne eine Gewährung dann nicht in

Betracht kommen, wenn die Einstellung eines ansonsten schwer

vermittelbaren Arbeitsuchenden ohne Vermittlung des Arbeits-

amtes zustande komme. Dies sei hier der Fall. Der Kläger habe
Frau M. ohne Eänschaltung des Arbeitsamtes eingestellt, weil

er diese aufgrund ihrer aushilfsweisen Tätigkeit bereits ge-

kannt habe. Er habe die bei ihm offene Stelle für eine Büro-

-'7-
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angestellte dem Arbeitsamt auch nicht gemeldet, weil er von

vornherein eine bestimmte Person als Arbeitnehmerin im Auge

gehabt habe. In diesem Falle habe es somit überhaupt keines

finanziellen Anreizes mehr bedurft. Infolgedessen sei der

Anspruch auch nicht begründet.

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliChe verhandlung einverstanden erklärt

(5 124 Abs 2 ses).

II

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Das LSG hat

zutreffend erkannt, daß die angefochtenen Vérwaltungsäkte

nicht rechtswidrig sind.

Für die Ablehnung der vom Kläger beantragten Eingliederungs—

beihilfe stützt sich die Beklagte zu Recht auf die Regelungen

des 5 54 AFG in der seit 1. Januar 1976 geltenden Fassung des

HStruktG—AFG iVm den Vbrschriften der FdA—AOvom 18. Dezember

1969 (ANBA 1970, 90) idF vom 29. März 1974 (ANBA S 597). Nach
5 54 Abs 1 AFG kann die BA Arbeitgebern zur beruflichen Ein—

gliederung von Arbeitsuchenden, deren Uhterbringung unter den

üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes erschwert

ist, Darlehen oder Zuschüsse gewähren. Diese Leistungen sollen

in der Regel 60 vH des tariflichen bzw ortsüblichen Entgelts

nicht übersteigen und nicht länger als zwei Jahre gewährt

werden. Nach S 54 Abs 2 AFG kann die BA zur Durchführung des

Absatzes 1 durch Anordnung das Nähere über Vbraussetzungen,

Art und Umfang der Förderung bestimmen. Die Beklagte hat von
dieser Ermächtigung in Rahmen der oa FdA—AOGebrauch gemacht.

Vbrliegend hat sich die Beklagte für die Ablehnung des Antrages

auf 5 4 FdA-AO gestützt. Bei dieser Anordnung handelt es sich

um Satzungsrecht, dessen Inhalt die Gerichte bindet, wenn es

mit dem Gesetz, insbesondere der Ermächtigungsnorm in Einklang
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steht (vgl BSGE 55, 464 = SozR Nr 4 zu 5 40; BSGE 35, 262 =
SozR Nr 4 zu € 24 AFuU; BSGE 56, 4 = SozR Nr 4 zu 5 4? AFG;

BSGE 44, 495 = SozR 4400 5 59 Nr 7; vgl ferner die Recht—

sprechungsnachweise bei Hennig/Kühl/Heuer, Komm2 AFG, Anm 2 zu
5 59). Das ist, soweit es um die hier maßgeblichen Vbrschriften

der FdA-AO geht, der Fall.

Die Regelung des € 4 FdA-AO, die als Teil der Allgemeinen vor-

schriften der Anordnung auch für die Eingliederungsbeihilfe

gemäß 55 28 ff FdA-AO gilt und auf die es hier ankommt, ist

nicht zu beanstanden. Nach Abs 4 dieser Vorschrift werden

Leistungen auf Antrag gewährt, der vor Eintritt des Ereignisses

zu stellen ist, das die Gewährung der Leistung begründet. Das

bedeutet für die Eingliederungsbeihilfe, daß der Arbeitgeber

sein Begehren auf diese Leistung (5 54 Abs 4 Satz 4 AFG) grund-
sätzlich xgr_der Einstellung des Arbeitnehmers zu erheben hat;
denn als Zuschuß oder Darlehen zum Arbeitsentgelt des Arbeit-

nehmers, dessen Einstellung erfolgen soll (5 54 Abs 4 Satz 2
AFG), kann die Eingliederungsbeihilfe frühestens ab dem Zeit—

punkt einsetzen, ab dem entsprechende Leistungspflichten des

Arbeitgebers entstehen. Der Anordnungsgeber war befugt, den
rechtzeitigen Antrag als Vbraussetzung der Eingliederungsbei—

hilfe zu verlangen. Die Beklagte ist nämlich ausdrücklich er—
mächtigt worden, ua das Nähere über Vbraussetzungen der Förde—

rung zu bestimmen (5 54 Abs 2 AFG).

Die Antragsregelung des Si 4 Abs 4 Satz 4 FdA-AO entspricht

dem Grundgedanken des 554 AFG. Die Vorschrift wurde dem 5 452
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche—

rung (AVAVG)nachgebildet' (vgl BT—DrucksV/2294 s 70 zu
5 57 Abs 4) und soll - ähnlich wie jener - für Arbeitgeber

einen Anreiz zur Einstellung schwer vermittelbarer Arbeit-

suchender bieten (vgl BT—Drucks V/2294 aaO; ferner Draeger/
Buchwitz/Schönefelder, Kommzum AVAVG, RdNr 4 zu 5 452; Schö-
nefelder/Kranz/Wanka, Komm 2 AFG, RdNr 2 zu 5 54). Das LSG hat
zutreffend darauf abgestellt, daß nach diesem Zweck zwischen
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der Eingliederungsbeihilfe und der Einstellung des Arbeit-

suchenden ein Kausalzusammenhang bestehen muß; denn jene soll

zur beruflichen Eingliederung des Arbeitslosen gewährt werden.

Diese Zweckbestimmung der Eingliederungsbeihilfe, nämlich den

Arbeitgeber zur Einstellung eines schwer vermittelbaren Ar—

beitsuchenden zu motivieren, wird auch in den Regelungen der

55 28 ff FdA-AOdeutlich. Sie läßt die Gewährungder Ein—
gliederungsbeihilfe in der Regel dann nicht mehr als gerecht—

fertigt erscheinen, wenn der Arbeitgeber den betreffenden Ar-

beitsuchenden bereits von sich aus, dh aus anderen Motiven

eingestellt hat, Eine Subventionierung von Arbeitsplätzen,

die der Arbeitgeber unabhängig von dem Anreiz der Eingliede—

rungsbeihilfe bereits mit bisher schwer vermittelbaren Ar—

beitsuchenden besetzt hat, ist mit 5 54 AFG nicht beabsichtigt
(vgl BSG vom 19. Juni 1979 - 7 RAr 2/78 — demnächst veröffent—

licht in SozR 4100 5 54 Nr 4).

Wenn die Beklagte in 5 .4 Abs 1 Satz 2 FdA—AOgeregelt hat, daß
der Antrag auf die Eingliederungsbeihilfe vor der Einstellung

des Arbeitnehmers zu stellen ist, das ist spätestens der Zeit—

punkt des vereinbarten Arbeitsbeginns, so hat sie die Grenzen
ihrer Ermächtigung aus 5 54 Abs 2 AFG nicht überschritten; der

rechtzeitig gestellte Antrag gewährleistet, daß die Förderungs—

mittel dem oa Zweck, für den sie bestimmt sind, zugute kommen.
Die Berufung der Beklagten auf die Versäumung dieser Antrags—

frist durch den Kläger ist daher nicht zu beanstanden.

Etwas anderes gilt auch nicht in Bezug auf die Regelung in 5 4

Abs 2 FdA—AO, auf die sich der Kläger beruft. Danach kann der

Antrag in begründeteniEinzelfäl]xu1noch innerhalb eines Monats

nach dem Eintritt des Ereignisses (iS von Abs 4) nachgeholt
und die Leistung entsprechend rückwirkend gewährt we an. Es'

ist nichts dagegen einzuwenden, wenn die Beklagte di Anwen—

dung dieser Vorschrift zugunsten des Klägers abgelehnt hat.

5 4 Abs 2 FdA—AOist als Ebmessensvorschrift ausgestaltet. Sie
entspricht insoweit dem Charakter der Regelung in 5 54 Abs 1
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AFG, nach der auf die Eingliederungsbeihilfe von Gesetzes wegen

kein Rechtsanspruch besteht. Ihre Gewährung hängt, wie die

Verwendung des wertes “kann" im Gesetzestext zeigt, vom pflicht—

gemäß ausgeübten Ermessen der Beklagten ab (vgl Urteil des

Senats vom 19° Juni 1979 - ? RAr 2/78 - aaO; ferner Schöne—

felder/Kranz/Wänka, aaO, RdNr 1 zu.554 1vm RdNrn 1, 10 zu
5 53; Hennig/Kühl/Heuer, aaO, Anm 1 zu 5 54; Gagel/Jülicher,

Arbeitsförderungsgesetz, RdNr 2 zu 5 54 ivm RdNrn 1 — 3 zu
5 55; Siegers, Schriften zur Arbeitsrechtsblattei, Band ?,

Arbeits—Förderung, 5° Kapitel, I 1) e) —S 157—; Krebs, Komm

zu AFG RdNr 1 zu 5 54). Die Kontrolle des Gerichts beschränkt

sich, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, in diesen Fällen

darauf, ob die Verwaltungsbehörde bei der Anwendung der Kann—

bestimmung den ihr eingeräumten Ermessensspielraum eingehalten

hat oder nicht, mithin darauf, ob ein Ermessensfehlgebrauch
'oder ein Ermessensmißbrauch vorliegt (vgl BSG vom 19. Juni

1979 - ? RAr 2/78 — aaO; s auch 5 54 Abs 2 Satz 2 SGG, 5 59

Sozialgesetzbuch — Allgemeiner Teil 1 vom 11. Dezember 1975

- BGBl I 50/5 — SGB 1; BSGE 51, 258, 259). Insbesondere darf

das Gericht nicht seine Einschätzung über eine sachgereéhte

Behandlung des Falles, also sein Ermessen, an die Stelle des

Ermessens der Verwaltung setzen.

VOrliegend ist nicht zu erkennen, daß die Beklagte bei der An-

wendung des 5 & Abs 2 FdA-AO einen Ermessensfehlgebrauch oder

Ermessensmißbrauch begangen hätte° Das LSG hat unwidersprochen

festgestellt (5 165 SGG), daß der Kläger Frau M° aus persön-

lichen und betrieblichen Gründen ab 1. März 1977 in seinen Be—

trieb eingestellt hatte, nachdem diese bereits vorher aushilfs-

weise bei ihm beschäftigt war. Die Einstellung erfolgte zu diesem

Zeitpunkt ohne Rücksicht auf die Möglichkeit der Eingliederungs-

beihilfe; denn der Kläger hatte davon (noch) gar keine Kenntnis.

Hatte der verspätete Antrag des Klägers aber nicht zum Ziel, die

berufliche Eingliederung der Frau M. in Form der Einstellung in

seinen Betrieb durch die Gewährung der Eingliederungsbeihilfe

überhaupt erst herbeizuführen und zu ermöglichen, konnte er
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damit die Absicht des 5 54 AFG auch nicht verwirklichen. In der

Tat hätte die Eingliederungsbeihilfe in diesem Falle nur den

nicht gewollten Charakter eines Iohnkostenzuschusses für einen

auch ohne die Beihilfe beschäftigten (eingestellten) Arbeit-
nehmer. Infolgedessen ist es nicht ermessensfehlerhaft, wenn die

Beklagte im Falle des Klägers einen begründeten Einzelfall für

die Gewährung von Nachsicht wegen der verspäteten Antragstellung

iS von 5 4 Abs 2 Fdf—AO verneinte, weil ein solcher "Einzelfall"

nur vorliege, wenn trotz verspäteter Antragstellung die Grund—

voraussetzung des 5 54 AFG erhalten bleibt, nämlich die Kausa—

lität zwischen der Gewährung der Eingliederungsbeihilfe und der
Einstellung des Arbeitsuchenden iS von $ 54 AFG. Letzteres setzt

nach dem Zweck des 5 54 AFG voraus, daß auch in diesen Fällen die

Einstellung nur oder jedenfalls wesentlich mit Rücksicht auf die

zu erwartende Eingliéderungsbeihilfe erfolgt‘ist, lediglich die_

Antragsfrist versäumt wurde. Dieses war hier, wie das LSG fest-

gestellt hat, jedoch nicht der Fall. Dem LSG ist darin beizu—

pflichten, daß es dann nicht (mehr) darauf ankommt, ob den An—

tragsteller an der Versäumung der Antragsfrist ein Verschulden

trifft oder nicht. Insoweit kann sich der Kläger nicht auf die

Entscheidung des Senats vom 4. Dezember 4976 - 7 RAr 447/75 -
(AuB 4977, 458) berufen. Diese Entscheidung betraf einen Anspruck

nach 5 57 AFG idF des Gesetzes über die Angleichung der Lei—

stungen zur Rehabilitation —RehaAnglG- vom 7. August 4974 (BGBl

I 4884), wonach die BA geeignete Maßnahmen zur Eingliederung

Behinderter zu treffen hat, soweit nicht ein anderer Träger zu-
ständig ist. Hinsichtlich des notwendigen Antrags auf derartige

Leistungen sah % 68 Abs 2 der Anordnung der Beklagten über die

Arbeits— und Berufsförderung Behinderter vom 2. Juli 4970 (ANBA

4970, 657 —AReha—) zwar in vergleichbarer Weise die Berücksich—

tigung verspäteter Anträge vor wie 5 4 Abs 2 FdA—AO. Abgesehen

davon, daß es sich hierbei um Rechtsansprüche handelte (vgl BSGE

42, 5 = SozR 4400 5 57 Nr 5), liegt den Reha—Maßnahmendes 5 57
AFG und dem dort aufgestellten Erfordernis des rechtzeitig ge—

stellten Antrags jedoch eine andere Zweckbestimmung zugrunde,

als den Leistungen nach 5 54 AFG. Infolgedessen konnte der Senat
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in der oa Entscheidung die schuldlose Uhkenntnis des Antragstel—

lers von seinem Antragsrecht auch als einen begründeten Einzel—

ßfall zur Nachsichtgewährung iS von 5 68 Abs 2 AReha werten;

denn auf die Zweckbestimmung der Maßnahme - behinderungsbe-

üingte Anschaffung eines Pkw für die Fährt zum Arbeitsplatz -
hatte der fehlende rechtzeitige Antrag keinen Einfluß (vgl

hierzu auch die Entscheidung des Senats vom 45. November 1979

- 7 Mr 6/79 - SozR4400 5 56 Nr 8). '

Nach allem ist die Auffassung des LSG zu bestätigen, daß die

angefochtene Entscheidung der Beklagten nicht auf einer Über-

schreitung von Etmessensgrenzen oder gar auf einem Ermessens-

mißbrauch beruht. Die Revision des Klägers kann folglich keinen

Erfolg haben und ist zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

